Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucks ache 1742 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Änderung des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Sozialversicherungs- Anpassungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das dritte Gesetz zur Änderung des 
Sozialversicherungs- Anpassungsgesetzes vom 
3. Oktober 1955 (Bundesgesetzbh I S. 653) 
erhält folgende Fassung: 

„Drittes Gesetz zur Änderung des Sozial- 
versicherungs-Anpassungsgesetzes mit 
weiterer Änderung des Knappschafts- 
versicherungs- Anpassungsgesetzes 

§ 1 

§ 21 Abs. 5 des Gesetzes über die An- 
passung von Leistungen der Sozialversiche- 
rung an das veränderte Lohn- und Preis- 
gefüge und über ihre finanzielle Sicher- 
stellung (Sozialversicherungs- Anpassungs- 
gesetz) vom 17. Juni 1949 (WiGBl. S. 99) 
in der derzeit gültigen Fassung erhält fol- 
genden Wortlaut: 

,(5) § 3 Abs. 1 gilt nur für Todesfälle, 
die nach dem 31. Mai 1949 eintreten. Für 
Ehefrauen von Versicherten, die vor dem 
1. Juni 1949 Witwe geworden sind, gilt 
diese Einschränkung nicht, sobald sie das 
45. Lebensjahr vollendet haben oder so- 
lange sie mindestens ein waisenrentenbe- 
rechtigtes Kind erziehen. 4 


§ 2 

§ 10 Abs. 1 des Gesetzes über die An- 
passung von Leistungen der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung an das ver- 
änderte Lohn- und Preisgefüge und über 
ihre finanzielle Sicherstellung (Knapp- 
schaftsversicherungs - Anpassungsgesetz) 
vom 30. Juli 1949 (WiGBl. S. 202) in der 
derzeit gültigen Fassung erhält folgenden 
Wortlaut: 

,(1) § 3 Abs. 1 des Sozialversicherungs- 
Anpassungsgesetzes wird auf Witwenvoll- 
renten nur insoweit angewendet, als diese 
Renten für Todesfälle zu gewähren sind, 
die nach dem 31. Mai 1949 eintreten. Für 
Ehefrauen von Versicherten, die vor dem 
1. Juni 1949 Witwe geworden sind, gilt 
diese Einschränkung nicht, sobald sie das 
45. Lebensjahr vollendet haben oder so- 
lange sie mindestens ein waisenrenten- 
berechtigtes Kind erziehen. 4 

S 3 

Soweit der Renten-Mehrbetrag für 
Renten nach § 1 dieses Gesetzes wegen 
Fehlens von Unterlagen nicht nach § 2 
des Renten-Mehrbetrags-Gesetzes vom 
23. November 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 345) errechnet werden kann, findet § 3 
Abs. 2 und 3 des Renten-Mehrbetrags- 
Gesetzes entsprechende Anwendung. 
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§ 4 

Renten nach §§ 1 und 2 dieses Gesetzes 
beginnen frühestens mit dem 1. August 
1955, sofern der Antrag bis spätestens 
31. Juli 1956 gestellt wird. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. August 1955 in Kraft.“ 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. August 1955 in Kraft. 

Bonn, den 6. Oktober 1955 

Dr. Krone und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 


Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Nach § 3 Abs. 1 des Sozialversicherungs- 
Anpassungsgesetzes in Verbindung mit § 1256 
der Reichsversicherungsordnung wird in der 
Rentenversicherung der Arbeiter Witwen- 
rente nach dem Tode des versicherten Ehe- 
mannes gewährt, wenn für den Versicherten 
zur Zeit des Todes die Wartezeit erfüllt und 
die Anwartschaft erhalten ist. Die Erfüllung 
von besonderen, in der Person der Witwe 
liegenden Voraussetzungen ist nicht erforder- 
lich. Ehefrauen, die vor dem 1. Juni 1949 
Witwe geworden sind, wurden in diese Re- 
gelung nirK einbezogen. 

Um diese unterschiedliche sozialversicherungs- 
rechtliche Behandlung der Arbeiterwitwen im 
wesentlichen zu beseitigen, hat der Deutsche 
Bundestag in seiner 95. Sitzung am 7. Juli 
1955 (BR-Drucksache Nr. 237/55) beschlossen, 
den Arbeiterwitwen, die vor dem 1. Juni 1949 
Witwe geworden sind, die Witwenrente zu 
gewähren, sobald sie das 45. Lebensjahr voll- 
endet oder vorschul-, schulpflichtige oder in 
Berufsausbildung befindliche Kinder haben. 

Der Bundesrat hat diesem Gesetz zugestimmt. 
Die gemäß Art. 113 GG erforderliche Zu- 
stimmung der Bundesregierung ist erteilt 
worden. Das Gesetz ist am 3. Oktober 1955 
ausgefertigt und im Bundesgesetzblatt Teil I 
S. 653 verkündet worden. 

Die Fassung dieses Dritten Gesetzes zur Än- 
derung des Sozialversicherungs-Anpassungs- 
gesetzes gibt jedoch zu Zweifeln Anlaß. So ist 
nicht eindeutig, was unter dem Wort „vor- 
schulpflichtig“ zu verstehen ist. Es ist auch 
nicht ersichtlich, ob Schulausbildung und Be- 
rufsausbildung gleichzusetzen sind. Ferner ist 
eine Altersbegrenzung bei der Berufsausbil- 
dung nicht vorgesehen. 


Weiterhin ist nicht zu erkennen, ob die Vor- 
aussetzung für die Gewährung der Witwen- 
rente auch dann erfüllt sein soll, wenn die 
Witwe unter 45 Jahren nur ein Kind besitzt, 
oder ob erst mindestens zwei Kinder für die 
Gewährung der Witwenrente erforderlich sein 
sollen. Auch ist der Kinderbegriff weiter ge- 
faßt, als dies in § 1258 Abs. 2 RVO und im 
Kindergeldgesetz bestimmt ist. Schließlich ist 
eine Regelung hinsichtlich der Witwenvoll- 
rente in der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung nicht vorgesehen. 

Aus diesen Gründen erscheint es angezeigt, 
das Gesetz wie vorstehend zu ändern. 

Die finanziellen Auswirkungen der neuen 
Regelung, d. h. des Dritten Gesetzes zur Än- 
derung des Sozialversicherungs-Anpassungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Neufas- 
sung durch dieses Gesetz, sind folgende: 

a) in der Invalidenversicherung 174 Mio 
DM/Jahr, 

davon 127 Mio DM zu Lasten des Bundes 
und 47 Mio DM zu Lasten der Versiche- 
rungsträger, 

b) in der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung 9 Mio DM/Jahr, 

davon 7 Mio DM zu Lasten des Bundes 
und 2 Mio DM zu Lasten der Versiche- 
rungsträger. 

II. Besonderer Teil 
Zu Artikel I § 1 

Die Fassung entspricht dem Wortlaut des vom 
Bundestag beschlossenen Gesetzes mit Aus- 
nahme des letzten Halbsatzes. Durch die vor- 
gesehene Fassung „ . . . solange sie mindestens 
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ein waisenrentenberechtigtes Kind erziehen“ 
werden die vorstehend erwähnten Zweifel 
beseitigt. 

Zu Artikel I § 2 

Hier ist eine dem § 1 entsprechende Regelung 
für die knappschaftliche Rentenversicherung 
getroffen worden. 

Zu Artikel I § 3 

Beim Fehlen von Unterlagen ist es nicht mög- 
lich, den Renten-Mehrbetrag nach § 2 des 
Renten-Mehrbetrags-Gesetzes (RMG) vom 
23. November 1954 (BGBl. I S. 345) zu 
errechnen. Es wurde deshalb vorgesehen, 
daß in diesen Fällen § 3 Abs. 2 und 3 RMG 
entsprechende Anwendung findet. Die Re- 


gelung entspricht der vom Bundestag be- 
schlossenen Fassung. 

Zu Artikel I § 4 

Auch hier ist eine Änderung gegenüber der 
Bundestagsfassung nicht vorgesehen. 

Zu Artikel I § 5 

Diese Vorschrift sieht ein Inkrafttreten rück- 
wirkend vom 1. August 1955 an vor, so wie 
es ebenfalls vom Bundestag beschlossen wor- 
den ist. 

Zu Artikel II 

Dieses Gesetz tritt ebenfalls mit Wirkung 
vom 1. August 1955 in Kraft. 


3 



